t BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/4100259/2015

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch Richterin Dr. Elisabeth Hafner als Vorsitzende, den Richter
Mag. Hannes Prosen, sowie die fachkundigen Laienrichter ***1*** ynd ***2*** jn der
Beschwerdesache des ***Bf1*** ***Bf]_-Adr*** L und zwar Gber die Beschwerde vom 4. Mérz
2015 gegen den Bescheide des Finanzamtes St. Veit Wolfsberg vom 9. Februar 2015 betreffend
Einkommensteuer 2013 nach Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung am 22. Juli 2020 zu
Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

Der Beschwerdefihrer (BF) unterhélt einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb
(Einheitswert Euro 14.900). Den Gewinn aus diesem Betrieb ermittelt der BF nach der
Verordnung des Bundesministers flir Finanzen liber die Aufstellung von Durchschnittssatzen
fir die Ermittlung des Gewinnes aus Land- und Forstwirtschaft (LuF-PauschVO 2011), BGBI. li
2010/471.

Strittig ist, inwieweit der BF bei dieser Gewinnermittlungsart Schuldzinsen als
Betriebsausgaben abziehen darf und ob Aufwendungen zur Behebung von
Katastrophenschaden als auRergewdhnlich Belastungen zu berlicksichtigen sind.

A.) Schuldzinsen

Der BF beantragte den Abzug von Schuldzinsen in Hohe von Euro 33.600,00 als
Betriebsausgaben.
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Dazu hielt der Betriebspriifer in der Beilage E1 zum Bericht vom 09.02.2015 Uber das Ergebnis

einer AuBenpriifung Folgendes fest:

"Hinsicht folgender Darlehnskonten mit folgenden Sténden werden Zinsen als

Betriebsausgaben beantragt (Darlehen lautend auf den BF):

Laut Auszug Stand Stand Zi+Geb. Zahlungen verbleibt
1.1.2013 31.12.2013 2013*

Kto 917052 80.500,00 0,00 87,40 80.587,40 0,00

Kto 929743 164.371,00 0,00 169,12 | 164.540,12 0,00

Kto 910678 25.418,80 0,00 25,72 25.444,52 0,00
270.289,80 0,00 282,24 270.572,04 0,00

Die aushaftenden Darlehen wurden mit 10. 0 1. 2013 getilgt!

* Gebiihren Zinsen Summe

Kto 917052 4,22 83,18 87,40

Kto 929743 2,92 166,20 169,12

Kto 910678 5,52 20,20 25,72

Aus den weiters vorgelegten Kontoausziigen das Jahr 2012 betreffend ist ersichtlich:

Kto 917052:

Die mit Ende jeden Quartals erfolgte Zinsbelastung wurde liber das Girokonto getilgt, daneben

wiirde eine Kapitalriickzahlung in Hé6he von Euro 5.750,00 geleistet.

Kto 929743:

Die mit Ende jeden Quartals erfolgte Zinsbelastung wurde (iber das Girokonto getilgt, daneben

wurde eine Kapitalriickzahlung in Hé6he von Euro 14.943,00 geleistet.

Kto 910678:

Mit Ende eines jeden Quartals erfolgten Zinsbelastungen, halbjéhrliche Ratenzahlungen (Euro
2.219,00 bzw. 2.160,00) wurden geleistet, die Hohe richtete sich nach dem in der Zinsperiode
anzuwendenden Sollzins.
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Die angefallenen Zinsen wurden mit den halbjahrlichen Ratenzahlungen (liber Girokonto)
getilgt.

Dem Einwand, dass mit Riickzahlung der aushaftenden Darlehen im Jahr 2013 gleichsam in den
Vorjahren angefallene aber noch nicht zuriickgezahlte Zinsen beglichen wurden, kann nicht
gefolgt werden, die Bezahlung der Zinsen erfolgte laut Unterlagen jeweils Gber das Girokonto.

Fir das Jahr 2013 sind laut vorgelegten Unterlagen (Kontoausziige) Zinsaufwendungen in Hohe
von Euro 269,58 angefallen, bezahlt worden und somit zu bericksichtigen."

Mit dem angefochtenen Bescheid trug das Finanzamt der Ansicht des Priifers Rechnung.

In der Beschwerde wird vorgebracht, dass fiir die Beriicksichtigung von Zinsen das
Abflussprinzip gelte. Im gegenstandlichen Fall sei ein Abbau des Girokontoguthabens erfolgt
und demnach Zinsen nicht bezahlt worden. Der BF habe Erlése aus Waldverkaufen erzielt und
damit alle Bankverbindlichkeiten abgedeckt. Die in den Bankverbindlichkeiten enthaltenen und
bis dahin nicht bezahlten Zinsen seien mit der Kapitalabdeckung entrichtet und vom BF
geschatzt worden.

Uber diesen Beschwerdepunkt wurde erwogen:

Das Bundesfinanzgericht legt seiner Entscheidung den vom Priifer oben dargestellten
Sachverhalt, der auch vom BF nicht bestritten wurde, zugrunde. Demnach wurden die den
Darlehenskonten angelasteten Zinsen vom BF bereits in den Jahren vor dem Streitjahr vom
Girokonto liberwiesen.

Nach § 13 Abs. 2 der LuF-PauschVO 2011 ist die nach den Bestimmungen der §§ 1-6 der LuF-
PauschVO 2011 sich ergebende Zwischensumme um bezahlte Schuldzinsen zu vermindern.

"Bezahlt" sind Schuldzinsen dann, sobald die geleisteten Betrdage aus dem Vermogen des
Steuerpflichtigen ausgeschieden sind und dieser die wirtschaftliche Verfligungsmacht verloren
hat (siehe Baldauf, JAKOM EStG, 6. Aufl. 2013 Anm. 9 m.w.N.).

Durch die im gegenstindlichen Fall erfolgte Uberweisung von Betrdgen vom Girokonto auf die
Darlehenskonten, hat der BF die Verfliigungsmacht tber dieselben verloren und sind diese
somit bereits vor dem Streitjahr abgeflossen. Dem Beschwerdebegehren kommt somit keine
Berechtigung zu.
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B.) Katastrophenschaden

Der BF begehrt, Ausgaben (Euro 29.780,--) fiir die Sanierung des Daches eines Stallgebaudes
nach einem Schneebruch als auRergewohnliche Belastung abzuziehen.

Das Finanzamt entsprach diesem Begehren nicht. Begriindet wurde dies damit, dass nach § 34
Abs. 1 letzter Satz EStG 1988 eine Belastung weder Betriebsausgabe, Werbungskosten noch

Sonderausgaben sein diirfe. Die vom BF getatigten Ausgaben betrafen die vollpauschalierte
Land- und Forstwirtschaft und kame daher ihre Beriicksichtigung als aullergewoéhnliche
Belastung nicht in Betracht.

Auch ein Betriebsausgabenabzug im Rahmen der LuF-PauschVO 2011 sei nicht moglich. § 13

Abs. 2 der LuF-PauschVO 2011 zahle namlich die im Rahmen der pauschalen Gewinnermittlung

gesondert abzuziehenden Betrage taxativ auf. Ausgaben fiir die Sanierung eines Stalldaches
seien nicht genannt.

In der Beschwerde wird ausgefiihrt, dass die Pauschalierung gemals § 1 Abs. 4 der LuF-

PauschVO 2011 nur die regelmaRig in den Betrieben anfallenden Rechtsgeschafte und

Vorgange pauschal bericksichtige. Davon kdnne im Hinblick auf die vorgenommene
Dachsanierung nicht die Rede sein. Somit sei der Katastrophenschaden der aufRerbetrieblichen
Sphare zuzurechnen und misse sehr wohl als aulRergewohnliche Belastung Beriicksichtigung
finden.

Uber diesen Beschwerdepunkt wurde erwogen:

Der Sachverhalt, dass der BF Ausgaben fiir die Sanierung des Daches eines Stallgebaudes nach
einem Schneebruch getatigt hat, ist unstrittig. Ebenso unstrittig ist, dass das Stallgebaude Teil
des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes des BF ist und sich der Einheitswert dieses
Betriebes auf Euro 14.900,-- belauft.

Aktenkundig ist zudem, dass der BF vom Finanzamt aufgefordert worden ist, die von der
Gemeindekommission Uber die Schadensbehebung aufgenommene Niederschrift bzw. sollte
eine solche nicht vorhanden sein, die dem Katastrophenfonds vorgelegten Unterlagen
beizubringen. Der steuerliche Vertreter des BF hat hierzu mit Schreiben vom 11.2.2014
mitgeteilt, dass der BF aufgrund der Ausitibung einer politischen Funktion auf eine Hilfestellung
der Gemeindekommission bzw. des Katastrophenfonds verzichtet hat.
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Der BF ermittelt seinen Gewinn gemald § 2 Abs. 1 der LuF-PauschVO 2011, der sich ausgehend

von einem Durchschnittssatz von 39 % des Einheitswertes bemisst ("Grundbetrag").

Bei dieser Gewinnermittlungsart werden nach § 1 Absatz 4 der LuF-PauschVO 2011 nur die

regelmafig in den Betrieben anfallenden Rechtsgeschafte und Vorgange pauschal
berlicksichtigt, die auch von Art. 295 der Richtlinie des Rates vom 28. November 2006, Nr.
2006/112/EG, ABI. Nr. L 347, in der jeweils gliltigen Fassung erfasst sind.

Dass es sich bei Zerstorung eines Stalldaches infolge Schneebruchs und seiner daraufhin
notigen Reparatur nicht um ein regelmafig in einem Betrieb anfallendes Rechtsgeschaft bzw.
einen regelmafig anfallenden Vorgang handelt ist notorisch und bedarf nach Ansicht des
Gerichtes keiner Begriindung.

Derartiges ist somit von § 1 Abs. 4 der LuF-PauschVO 2011 nicht erfasst und muss nach
MalRgabe des § 13 Abs. 1 der LuF-PauschVO 2011 beurteilt werden.

Nach § 13 Abs. 1 der LuF-PauschVO 2011 ist der pauschal ermittelte Grundbetrag um gemaf
§ 2 Abs. 4 der LuF-PauschVO 2011 nicht erfasste Vorgange zu berichtigen. Der gesonderte

Ansatz dieser nicht erfassten Vorgange darf aber in jedem einzelnen Fall zu keinem Verlust
fihren. Da die Beriicksichtigung der dem Bf infolge der Dachsanierung erwachsenen Ausgaben
(d. s. Euro 29.780,-- ) zu einem Verlust fihren wiirden, kénnen diese daher auch nicht als
Betriebsausgaben abgezogen werden.

Ebensowenig kommt der Abzug der Ausgaben als aullergewohnliche Belastung in Betracht. Die
Belastung darf namlich nach § 34 Abs. 1 letzter Satz EStG 1988 weder Betriebsausgabe,
Werbungskosten noch Sonderausgaben sein. Am grundsatzlichen Betriebsausgabencharakter

der Aufwendungen fiir die Dachsanierung dndert sich (auch wenn deren Abzugsfahigkeit wie
oben dargelegt die Bestimmungen der LuF-PauschVO 2011 entgegensteht) nichts.

Es war daher nach all dem spruchgemaf zu entscheiden.

Zur Unzulassigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Das gegenstandliche Erkenntnis
stitzt sich auf den jeweils eindeutigen Gesetzes- bzw. Verordnungstext. Die Revision war daher

nicht zuzulassen.
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Klagenfurt am Worthersee, am 30. Juli 2020

6 von 6



	Entscheidungsgründe
	Zur Unzulässigkeit einer Revision


